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Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefahrengruppen gemäß 
§ 1  Feuerversicherung, 
§ 2  Leitungswasserversicherung und 
§ 3  Sturm- und Hagelversicherung 

nicht vereinbart ist, entfallen die diese Gefahren betreffenden Bestimmungen. 
 
 
 
§ 1 Feuerversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Aufprall eines Luft-
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung zerstört oder 
beschädigt werden oder infolgedessen abhandenkommen. 
Für versicherte Tiere wird auch Entschädigung für Tod durch 
Stromschlag geleistet. 

2. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus 
eigener Kraft auszubreiten vermag. 

3. Blitzschlag ist das unmittelbare Auftreffen eines Blitzes auf 
Sachen. Kurzschluss- und Überspannungsschäden, die an 
elektrischen Einrichtungen entstanden sind, sind versichert, 
wenn der Blitz unmittelbar auf das versicherte Gebäude auf-
getroffen ist. 
Soweit vereinbart, leistet der Versicherer Entschädigung auch 
für Kurzschluss- und Überspannungsschäden an elektrischen 

Einrichtungen sowie daraus entstehende Folgeschäden an 
versicherten Sachen, wenn der Blitzschlag außerhalb des 
versicherten Gebäudes aufgetroffen ist. 

4. Explosion ist eine plötzliche Kraftäußerung, die durch Aus-
dehnung von Gasen oder Dämpfen entsteht. 

 
 
§ 2 Leitungswasserversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden 
oder infolgedessen abhandenkommen. 

2. Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausge-
treten ist aus 
a) Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung, 
b) mit dem Rohrsystem verbundenen sonstigen Einrichtun-

gen oder Schläuchen der Wasserversorgung, 
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c) Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung, 
d) Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, 
e) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen. 

3. Für Wasserdampf oder Wärme tragende Flüssigkeiten wie 
Sole, Öle, Kühl- oder Kältemittel gilt Nr. 2 entsprechend. 

4. Die Versicherung erstreckt sich innerhalb des versicherten 
Gebäudes auch auf frostbedingte und sonstige Bruchschä-
den an Rohren 
a) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen), 
b) der Warmwasser- oder Dampfheizung, 
c) von Sprinkler- oder Berieselungsanlagen. 
Als innerhalb eines Gebäudes gilt nicht der Bereich zwischen 
den Fundamenten unterhalb des Kellerbodens. 

5. Darüber hinaus sind innerhalb versicherter Gebäude auch 
versichert Frostschäden an 
a) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armatu-

ren, Geruchsverschlüssen, Wassermessern oder ähnli-
chen Installationen, 

b) Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren 
Teilen von Warmwasser- oder Dampfheizungsanlagen, 

c) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen. 

6. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert frostbeding-
te und sonstige Bruchschäden an Zuleitungsrohren der Was-
serversorgung und an den Rohren der Warmwasser- oder 
Dampfheizung, soweit diese Rohre der Versorgung versi-
cherter Gebäude oder Anlagen dienen und sich auf den im 
Versicherungsschein bezeichneten Grundstücken befinden. 

7. Der Versicherungsschutz gemäß § 2 erstreckt sich ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 
a) durch Plansch- oder Reinigungswasser, es sei denn in-

folge eines Rohrbruchs, 
b) durch Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewäs-

ser, Hochwasser oder Witterungsniederschläge oder  
einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau, 
es sei denn infolge eines Rohrbruchs, 

c) durch Öffnen der Sprinkler- oder Bedienen der Beriese-
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben 
oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem 
versicherten Gebäude oder an der Sprinkler- oder Berie-
selungsanlage, es sei denn, infolge eines Rohrbruchs, 

d) durch Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei-
tungswasser (§ 2 Nr. 2) die Erdsenkung oder den Erd-
rutsch verursacht hat, 

e) durch Schwamm, 
f) durch Pilz an beweglichen Sachen, 
g) an Gebäuden, soweit diese nicht bezugsfertig oder wegen 

Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht mehr benutzbar 
sind, und den in diesen Gebäuden befindlichen Sachen. 

 
 
§ 3 Sturm- und Hagelversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch Sturm oder Hagel zerstört oder beschädigt 
werden oder infolgedessen abhandenkommen. 

2. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens 
Windstärke 8 (Windgeschwindigkeit mindestens 62 km/Std.). 
Ist diese Windstärke für das im Versicherungsschein be-
zeichnete Grundstück nicht feststellbar, so wird ein versi-
chertes Sturmereignis unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass 
a) die Luftbewegung in der Umgebung Schäden an anderen 

Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso 
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des 
Gebäudes nur durch Sturm entstanden sein kann. 

3. Versichert sind nur Schäden, die entstehen 
a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder des 

Hagels auf versicherte Sachen, 
b) dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder an-

dere Gegenstände auf versicherte Sachen wirft, 
c) als Folge eines Sturm- oder Hagelschadens gemäß  

Nr. 3 a oder b an versicherten Sachen. 

4. Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel erstreckt 
sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf 
Schäden 
a) durch Sturmflut, 
b) durch Lawinen, 
c) durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß verschlossene 
Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei 
denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel 
entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen, 

d) an Laden- und Schaufensterscheiben, 
e) an beweglichen Sachen und Ernteerzeugnissen im Freien, 
f) an versicherten Gebäuden, soweit diese nicht bezugsfer-

tig oder wegen Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht 
mehr benutzbar sind, und den in diesen Gebäuden be-
findlichen Sachen. 

 
 
§ 4 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

Ergänzend zu den Bestimmungen über nicht versicherte Gefah-
ren und Schäden in den §§ 1 bis 3 erstreckt sich die Versiche-
rung ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen außerdem nicht 
auf Schäden an versicherten Sachen und nicht auf versicherte 
Kosten, die durch 

a) Kriegsereignisse jeder Art, 
b) innere Unruhen, 
c) Erdbeben, 
d) Kernenergie* 

verursacht werden. 
 
 
§ 5 Versicherte Sachen 

1. Gebäudeversicherung 
1.1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten 

Gebäude. Als mitversicherte Gebäudebestandteile gelten 
die fest installierten 
- Licht- und Kraftstromanlagen (einschl. Beleuchtungskörper), 
- Be- und Entlüftungsanlagen, 
- Wasserversorgungsanlagen (einschl. Druckkessel und 

Pumpen), 
- Anbindungen, Fressgitter, Halsrahmen, Selbstfangvor-

richtungen, Boxenabgrenzungen, 
- Tröge und Tränken, 
- Heizungsanlagen. 
Weitere Gebäude- und Grundstücksbestandteile sind nur 
dann versichert, wenn dies besonders vereinbart ist. 

1.2 Zubehör ist mitversichert, soweit es sich in dem Gebäude 
befindet oder außen an dem Gebäude angebracht ist oder 
für die Instandhaltung eines versicherten Gebäudes oder 
zu Wohnzwecken genutzt wird. 
Weiteres Gebäudezubehör ist nur aufgrund besonderer 
Vereinbarung versichert. 

1.3 Nicht versichert sind in das Gebäude eingefügte Sachen, 
die ein Mieter auf seine Kosten angeschafft oder über-
nommen hat und für die er das Risiko trägt (Gefahrtra-
gung). Die Versicherung dieser Sachen kann vereinbart 
werden. 

                                                                  
* Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundes-
republik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernener-
gieanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür 
Haftpflichtversicherungen ab. 
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2. Inhaltsversicherung (Landwirtschaftliche Inventarversi-
cherung) 

2.1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten 
beweglichen Sachen, soweit der Versicherungsnehmer 
a) Eigentümer ist, 
b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat, 
c) sie sicherungshalber übereignet hat. Wurden bewegli-

che Sachen sicherungshalber an einen Dritten (Erwer-
ber) übereignet, so ist dies dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen. 
Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zu-
gehen müssen und der Versicherer den mit dem Ver-
äußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht 
geschlossen hätte. 

Fremdes Eigentum ist nur versichert, soweit dies beson-
ders vereinbart ist und keine Entschädigung aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann. 

2.2 Die Versicherung von Ernteerzeugnissen umfasst den ge-
samten jeweils vorhandenen Bestand an geernteten, noch 
nicht geernteten und zugekauften Erzeugnissen einschließ-
lich Saatgut. Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind 
Hackfrüchte und Obst im Freien und nicht geernteter Mais. 
Ernteerzeugnisse im Freien sind nach § 3 Nr. 4 e gegen die 
Gefahren Sturm und Hagel nicht versichert. 
Schober (Diemen) und Großballenlager im Freien sind nur 
aufgrund besonderer Vereinbarung versichert. 

2.3 Sachen in Feldscheunen sind nur versichert, soweit dies 
besonders vereinbart ist. 

2.4 Die Versicherung des Tierbestandes umfasst grundsätzlich 
den gesamten jeweils vorhandenen Bestand an Tieren  
aller Gattungen. Geflügel mit einem Gesamtwert von über 
5.000 Euro sowie Pferde von besonderem Wert (über 
25.000 Euro) sind nur dann mitversichert, wenn dies be-
sonders vereinbart ist. 

2.5 Die Inhaltsversicherung der Betriebseinrichtung erstreckt 
sich nicht auf 
a) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeugan-

hänger und Zugmaschinen, 
b) Bargeld, 
c) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wertpa-

piere, 
d) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen 

und Datenträger. 
2.6 Die Inhaltsversicherung umfasst nicht den Hausrat. 
 
 
§ 6 Versicherte Kosten 

1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen Kosten für Maßnahmen, auch erfolglose, die der 
Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens für sachgerecht halten durfte (Schadenabwen-
dungs- oder Schadenminderungskosten). 
Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feu-
erwehren oder anderer, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse erbracht werden. 

2. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer die infolge 
eines Versicherungsfalles notwendigen Aufwendungen 
a) für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen, 

für das Abfahren von Schutt und sonstigen Resten die-
ser Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für das 
Ablagern oder Vernichten (Aufräumungs- oder Abbruch-
kosten); 

b) die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen 
andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt wer-
den müssen (Bewegungs- und Schutzkosten); 

c) für die Wiederherstellung oder Reproduktion von Urkun-
den, Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeich-
nungen und solchen Datenträgem, die Anwenderpro-
gramme enthalten, die ausschließlich im versicherten 
Betrieb zu verwenden sind, einschließlich der Wieder-
herstellungs- und Installationskosten für diese Program-
me, ferner Kosten für die Wiederherstellung betriebsspe-
zifischer Daten; soweit die Wiederherstellung nicht not-
wendig ist oder nicht innerhalb von drei Jahren seit Ein-
tritt des Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet 
der Versicherer Entschädigung nur in Höhe des gemäß 
§ 10 Nr. 4 berechneten Wertes des Materials. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall begrenzt auf die 
vereinbarte maximale Entschädigung. 

3. Ersetzt werden auch die notwendigen Mehrkosten infolge 
Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungs-
falles und der Wiederherstellung. 
Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich die 
Wiederherstellung, sind die Mehrkosten nur in dem Umfang 
zu ersetzen, in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederher-
stellung entstanden wären. 
Mehrkosten infolge von Betriebsbeschränkungen oder Kapi-
talmangel sind nicht versichert. 
Die Entschädigung versicherter Mehrkosten infolge Preis-
steigerung gemäß Nr. 3 ist je Versicherungsfall begrenzt auf 
die vereinbarte maximale Entschädigung. 

4. Ersetzt werden auch die notwendigen Mehrkosten infolge be-
hördlicher Auflagen auf der Grundlage bereits vor Eintritt des 
Versicherungsfalles erlassener Gesetze und Verordnungen. 
a) Darf die Wiederherstellung der versicherten, vom Scha-

den betroffenen Sache aufgrund behördlicher Wieder-
aufbaubeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen, 
so sind dadurch entstehende Mehrkosten nur in dem 
Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei Wiederherstel-
lung an bisheriger Stelle entstanden wären. 

b) Soweit behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Eintritt 
des Versicherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch 
entstehenden Mehrkosten nicht versichert. 

c) Dürfen wieder verwertbare Reste der versicherten, vom 
Schaden betroffenen Sache infolge behördlicher Wieder-
herstellungsbeschränkungen nicht mehr verwertet werden, 
so sind dadurch entstehende Mehrkosten nicht versichert. 

d) Die Entschädigung versicherter Mehrkosten infolge be-
hördlicher Auflagen nach Nr. 4 ist je Versicherungsfall 
begrenzt auf die vereinbarte maximale Entschädigung. 

 
 
§ 7 Versicherter Mietausfall 

1. Der Versicherer ersetzt bei einem Sachschaden nach §§ 1 
bis 3 
a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietneben-

kosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge eines 
Versicherungsfalles berechtigt sind, die Zahlung der Mie-
te ganz oder teilweise zu verweigern; 

b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen, die der Ver-
sicherungsnehmer selbst bewohnt und die infolge eines 
Versicherungsfalles unbenutzbar geworden sind, falls 
dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf einen 
benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung nicht zugemu-
tet werden kann. 

2. Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt 
ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar ist, höchstens 
jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfal-
les. Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung nicht schuld-
haft verzögert. 

3. Die Versicherung des Mietausfalles für gewerblich oder land-
wirtschaftlich genutzte Räume in Wohn- und Wirtschaftsge-
bäuden ist besonders zu vereinbaren. 
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§ 8 Betriebsunterbrechungsversicherung 

1. Wird der landwirtschaftliche Betrieb des Versicherungsneh-
mers durch einen Sachschaden gemäß §§ 1 bis 3 unterbro-
chen oder beeinträchtigt und ist die Betriebsunterbrechungs-
versicherung für diejenigen Gefahrengruppen vereinbart, un-
ter die der Sachschaden fällt, so ersetzt der Versicherer den 
dadurch entstehenden Unterbrechungsschaden. 

2. Der Betriebsunterbrechungsschaden entspricht dem entgan-
genen Deckungsbeitrag. Der Deckungsbeitrag errechnet sich 
aus der Differenz zwischen Erlös und produktionsabhängi-
gen Kosten. 
Bei der Feststellung des Betriebsunterbrechungsschadens 
sind alle Umstände zu berücksichtigen, die den Ablauf und 
das Ergebnis des Betriebes während der Haftzeit günstig 
oder ungünstig beeinflusst haben würden, wenn die Beein-
trächtigung nicht eingetreten wäre. 

3. Der Versicherer leistet nicht, soweit der Betriebsunterbre-
chungsschaden erheblich vergrößert wird 
a) durch außergewöhnliche Ereignisse, die während der 

Unterbrechung eintreten, 
b) durch behördlich angeordnete Wiederaufbau- oder Be-

triebsbeschränkungen, 
c) dadurch, dass dem Versicherungsnehmer zur Wieder-

herstellung oder Wiederbeschaffung zerstörter, beschä-
digter oder abhandengekommener Sachen nicht recht-
zeitig genügend Kapital zur Verfügung steht. 

4. Unterbrechungsschäden infolge Sachschadens an Urkunden, 
Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnungen, 
Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten oder sonstigen 
Datenträgern sind nur versichert, wenn dies besonders verein-
bart ist; eine Entschädigungsgrenze kann vereinbart werden. 
Der Versicherungsnehmer hat jedoch von den in Absatz 1 
genannten Unterlagen und Datenträgern Duplikate anzuferti-
gen und diese so aufzubewahren, dass sie im Falle eines 
Sachschadens voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den Ori-
ginalen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden-
kommen können. Als Duplikate gelten auch Urbelege oder 
damit vergleichbare Unterlagen, die ohne nennenswerte 
Zeitverzögerung und ohne große Kosten eine Rekonstruktion 
ermöglichen. 
Unterbrechungsschäden durch Verlust oder Änderung ge-
speicherter Informationen ohne gleichzeitige Beschädigung 
des Datenträgermaterials werden nicht ersetzt. 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten 
gemäß Nr.4 Absatz 2, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
von § 28 Absatz 1 und 2 VVG zur Kündigung berechtigt oder 
auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird ei-
nen Monat nach Zugang wirksam. Leistungsfreiheit tritt nicht 
ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruht. 

5. Der Versicherer haftet für den Unterbrechungsschaden, der 
innerhalb von 12 Monaten seit Eintritt des Sachschadens 
(Haftzeit) entsteht. 

6. Der Versicherer leistet Entschädigung bis zur vereinbarten 
Inhaltsversicherungssumme. Der Versicherer verzichtet auf den 
Einwand der Unterversicherung (Erst-Risiko-Versicherung). 

 
 
§ 9 Versicherungsort 

Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten 
Grundstücke oder Gebäude, für bewegliche Sachen (Inventar) ist 
Versicherungsort die Bundesrepublik Deutschland. 
 
 
§ 10 Versicherungswert von Gebäuden 

Gebäude können zum Gleitenden Neuwert, Neuwert oder 
Zeitwert versichert werden. 

1. Gleitende Neuwertversicherung 
a) Grundlagen der Gleitenden Neuwertversicherung sind der 

Versicherungswert 1914 sowie der gleitende Neuwert-
faktor. 

b) Versicherungswert 1914 ist der ortsübliche Neubauwert 
des Gebäudes (einschl. Architektengebühren sowie 
sonstiger Konstruktions- und Planungskosten), ausge-
drückt in den Preisen des Jahres 1914 entsprechend 
seiner Größe und seiner baulichen Ausstattung. 

c) Die vereinbarte Versicherungssumme 1914 soll dem 
Versicherungswert 1914 entsprechen. 

d) Der Versicherer passt den Versicherungsschutz jährlich 
der Baukostenentwicklung an. 

e) Der Beitrag verändert sich gemäß der Erhöhung oder Ver-
minderung des gleitenden Neuwertfaktors. Der jeweils zu 
zahlende Jahresbeitrag wird berechnet durch die Multi-
plikation des bei Vertragsabschluss vereinbarten Beitrag-
satzes 1914 mit dem veränderten gleitenden Neuwertfaktor. 

f) Der gleitende Neuwertfaktor erhöht oder vermindert sich 
jeweils zum 1. Januar eines Jahres für die in diesem 
Jahr beginnende Versicherungsperiode entsprechend 
dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für den Monat 
Mai des Vorjahres vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für 
den Monat April des Vorjahres veröffentlichte Tariflohn-
index für das Baugewerbe verändert haben. Bei dieser 
Anpassung wird die Änderung des Baupreisindexes zu 
80 % und die des Tariflohnes zu 20 % berücksichtigt. 
Der jeweilige Indexwert wird dabei auf 2 Stellen hinter 
dem Komma gerundet. Der gleitende Neuwertfaktor wird 
auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. 

g) Der Versicherungsnehmer kann der Erhöhung innerhalb 
eines Monats, nachdem ihm die Mitteilung über die Er-
höhung des gleitenden Neuwertfaktors zugegangen ist, 
durch eine Erklärung in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die recht-
zeitige Absendung. Damit wird die Erhöhung nicht wirk-
sam. Die Versicherung bleibt dann als Neuwertversiche-
rung (Nr. 2 a) in Kraft, und zwar zum bisherigen Beitrag 
und mit einer Versicherungssumme, die sich aus der 
Versicherungssumme 1914 multipliziert mit 1/100 des 
Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai 
des Vorjahres galt. 
In diesem Fall gilt der Unterversicherungsverzicht nach 
§ 12 nicht. Das Recht des Versicherungsnehmers auf 
Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erhebli-
cher Überversicherung bleibt unberührt. 

2. Versicherung zum Neuwert oder Zeitwert 
Abweichend von Nr. 1 (Gleitende Neuwertversicherung) 
können auch als Versicherungswert vereinbart werden 
a) der Neuwert: 

Dies ist der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes (ein-
schl. Architektenhonorare sowie sonstiger Konstruktions- 
und Planungskosten), 

b) der Zeitwert: 
Dieser errechnet sich aus dem Neuwert abzüglich der 
Wertminderung durch Alter und Abnutzung. 

3. Wirtschaftsgebäude, deren Zeitwert weniger als 40 % des 
Neuwertes beträgt, sind nur zum Zeitwert versichert. 

4. Ist das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd 
entwertet, so ist ohne besondere Vereinbarung Versiche-
rungswert der für den Versicherungsnehmer erzielbare Ver-
kaufspreis des Materials. Eine dauernde Entwertung liegt 
insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck 
nicht mehr zu verwenden ist. 

 
 
§ 11 Versicherungswert von landwirtschaftlichem Inventar 

1. Die Betriebseinrichtung kann zum Neuwert oder zum Zeit-
wert versichert werden. 
a) Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen 

gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzu-
beschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der 
niedrigere Betrag. 

b) Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert unter Abzug 
der Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung 
ergibt. 
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c) Teile der Betriebseinrichtung, deren Zeitwert weniger als 
40 % des Neuwertes beträgt, sind nur zum Zeitwert ver-
sichert. 

2. Der Versicherungswert von Ernteerzeugnissen ergibt sich 
aus der Erntemenge und dem Marktpreis (Erzeugerpreis). 
Für Ernteerzeugnisse und Vorräte, die zur Fortführung des 
Betriebes zugekauft werden müssen, gilt der Wiederbeschaf-
fungspreis. 

3. Versicherungswert des Tierbestandes ist der Wiederbeschaf-
fungspreis. 

 
 
§ 12 Unterversicherung / Unterversicherungsverzicht 

1. Gebäudeversicherung 
1.1 Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche-

rungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles (Unter-
versicherung), so wird nur der Teil des gemäß § 13 Nr. 1 
ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Be-
trag verhält wie die Versicherungssumme zu dem Versi-
cherungswert. 

1.2 In der Gleitenden Neuwertversicherung gilt die Versiche-
rungssumme 1914 als richtig ermittelt, wenn 
a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schät-

zung eines Bausachverständigen festgesetzt wird; 
b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neuwert in 

Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und 
der Versicherer diesen Betrag auf seine Verantwortung 
umrechnet; 

c) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, 
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend be-
antwortet und der Versicherer hiernach die Versiche-
rungssumme 1914 berechnet. 

1.3 Wird die nach Nr. 1.2 ermittelte Versicherungssumme 1914 
vereinbart, nimmt der Versicherer keinen Abzug wegen 
Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht). 

1.4 Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschreibung des 
Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß Nr. 1.2 von den 
tatsächlichen Verhältnissen abweicht und ist dadurch die 
Versicherungssumme 1914 zu niedrig bemessen, so gilt 
der Unterversicherungsverzicht nicht, soweit die abweichen-
den Angaben auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des 
Versicherungsnehmers beruhen. 

1.5 Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn der 
der Versicherungssummenermittlung zugrundeliegende 
Bauzustand nachträglich – insbesondere durch Wert stei-
gernde bauliche Maßnahmen – verändert wurde und die 
Veränderung dem Versicherer nicht unverzüglich ange-
zeigt wurde. 

2. Inhaltsversicherung (Landwirtschaftliche Inventarversi-
cherung) 
Ist die Versicherungssumme (Gesamtsumme der Positionen 
Tierbestand, Ernteerzeugnisse, Wirtschaftsvorräte, Betriebs-
einrichtung und Vorsorge) niedriger als der Versicherungs-
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles (Unter-
versicherung) wird nur der Teil des gemäß § 14 ermittelten 
Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält wie 
die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. 

 
 
§ 13 Entschädigungsberechnung für Gebäude 

1. Ersetzt werden 
a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles ab-

handengekommenen Sachen der Versicherungswert 
(§ 10) zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; 

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zu-
züglich einer Wertminderung, die durch Reparatur nicht 

auszugleichen ist, höchstens jedoch der Versicherungs-
wert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; 

c) Restwerte werden angerechnet. 

2. In der Gleitenden Neuwert- und Neuwertversicherung erwirbt 
der Versicherungsnehmer den Anspruch auf Zahlung des 
Teils der Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt 
(Neuwertanteil), nur, soweit und sobald er innerhalb von 
3 Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt 
hat, dass er die Entschädigung verwenden wird, um versi-
cherte Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wiederherzustellen oder wiederzubeschaf-
fen. Bei landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden ist die glei-
che Zweckbestimmung gegeben, wenn das wiederherzustel-
lende Gebäude einem landwirtschaftlichen Zweck dient. Ist 
die Wiederherstellung an der bisherigen Stelle rechtlich nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, 
wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundes-
republik Deutschland wiederhergestellt wird. 

3. Ist die Entschädigung aufgrund einer Zeitwertversicherung 
zu erbringen, so erfolgt diese in dem Verhältnis, in welchem 
der Zeitwert zum Neuwert dieser Sache steht; diese Rege-
lung gilt auch für Reparaturkosten. 

4. Beträgt zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles der Zeitwert 
eines gemäß § 10 Nr. 2 a zum Neuwert versicherten land-
wirtschaftlichen Gebäudes weniger als 80 %, aber noch min-
destens 40 % des Neuwertes, so wird die gemäß Nr. 1 be-
rechnete Entschädigung gekürzt. 
Sie beträgt bei einem Zeitwert 
a) unter 80 bis 75 Prozent des Neuwertes 97,5 Prozent, 
b) unter 75 bis 70 Prozent des Neuwertes 95 Prozent, 
c) unter 70 bis 65 Prozent des Neuwertes 92,5 Prozent, 
d) unter 65 bis 60 Prozent des Neuwertes 90 Prozent; 
e) unter 60 bis 55 Prozent des Neuwertes 85 Prozent; 
f) unter 55 bis 50 Prozent des Neuwertes 80 Prozent; 
g) unter 50 bis 40 Prozent des Neuwertes 75 Prozent. 
In der Gleitenden Neuwertversicherung gilt diese Kürzung nicht. 

 
 
§ 14 Entschädigungsberechnung für landwirtschaftliches 

Inventar 

1. Ersetzt werden 
a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles ab-

handengekommenen Sachen der Versicherungswert 
(§ 11) zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; 

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zu-
züglich einer Wertminderung, die durch Reparatur nicht 
auszugleichen ist, höchstens jedoch der Versicherungs-
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; 

c) Restwerte werden angerechnet. 

2. In der Neuwertversicherung erwirbt der Versicherungsneh-
mer den Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, 
der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil), nur, so-
weit und sobald er innerhalb von 3 Jahren nach Eintritt des 
Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die Entschä-
digung verwenden wird, um 
a) bewegliche Sachen, die zerstört wurden oder abhanden-

gekommen sind, in gleicher Art und Güte und neuwerti-
gem Zustand wiederzubeschaffen; anstelle von Maschi-
nen und Geräten können Maschinen und Geräte beliebi-
ger Art wiederbeschafft werden, wenn sie landwirtschaft-
lichen Zwecken dienen; 

b) bewegliche Sachen, die beschädigt worden sind, wieder-
herzustellen. 

3. Der Zeitwertschaden bei zerstörten oder abhandengekomme-
nen Gegenständen wird aus dem Neuwertschaden abzüglich 
der Wertminderung durch Alter und Abnutzung errechnet. 
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§ 15 Beginn des Versicherungsschutzes 

1. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von § 16 Nr. 1 zahlt. 

2. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, 
dass ein Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so besteht 
hierfür kein Versicherungsschutz. 

 
 
§ 16 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 

einmaliger Beitrag 

1. Der Versicherungsschutz tritt zu dem im Versicherungs-
schein genannten Vertragsbeginn in Kraft, wenn der erste 
oder einmalige Beitrag 
a) unverzüglich nach Vertragsbeginn gezahlt wird oder 
b) innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Versicherungs-

scheines gezahlt wird oder 
c) vom Versicherer nach § 18 im Lastschriftverfahren (SEPA-

Lastschriftmandat) eingezogen werden kann. 
Dies gilt unabhängig vom Bestehen eines Widerrufsrechts. 

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versi-
cherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist 
der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versiche-
rer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
 
§ 17 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 

1. Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit-
punkt fällig. 

2. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

3. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 
Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei 
Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen bezif-
fert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Nr. 4 und Nr. 5 mit 
dem Fristablauf verbunden sind. 

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt 
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der 
Zahlungsaufforderung gemäß Nr. 3 darauf hingewiesen wurde. 

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung (siehe 
Nr. 3) darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

§ 18 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 

1. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

2. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 

3. Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Folgebei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in 
Textform aufgefordert worden ist. 
Für die Fälligkeit des Erstbeitrags ist diese Aufforderung 
nicht Voraussetzung. Insoweit bleibt es bei der Regelung 
gemäß § 16. 

 
 
§ 19 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der 
Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen. 
 
 
§ 20 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

1. Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor 
Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für 
diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrages 
zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat. 

2. Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Ver-
tragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, 
hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages zu erstatten. Vor-
aussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über 
das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und 
den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versiche-
rungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz 
vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versiche-
rer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten 
Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in An-
spruch genommen hat. 

3. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versi-
cherers beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrum-
stände, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in 
Textform gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Ver-
sicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-
erklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versi-
cherers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag 
nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer 
eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 

4. Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 
dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung zu. 

5. Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitra-
ges verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn 
der Versicherung nicht besteht oder wenn das Interesse bei 
einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder 
für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
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entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

6. Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Inte-
resse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts-
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit be-
gründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
 
§ 21 Dauer und Ende des Vertrages 

1. Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen. 

2. Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Ver-
tragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des je-
weiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

3. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt. 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes da-
rauf folgenden Jahres vom Versicherungsnehmer gekündigt 
werden; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres zugegangen sein. 

4. Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist 
eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den 
Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe 
Feuer nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindes-
tens einen Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrags 
nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kün-
digung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht mit 
der Hypothek belastet war oder dass der Hypothekengläubi-
ger der Kündigung zugestimmt hat. Diese gilt nicht für eine 
Kündigung nach Veräußerung oder im Versicherungsfall. 

 
 
§ 22 Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt. 
In diesem Fall steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte 
erheben können, wenn die Versicherung nur bis zum Zeitpunkt 
der Kenntniserlangung beantragt worden wäre. Dasselbe gilt, 
wenn das versicherte Interesse weggefallen ist, weil der Versi-
cherungsfall eingetreten ist. 
 
 
§ 23 Vorvertragliche Anzeigepflicht des Versicherungs-

nehmers (Obliegenheiten) 

1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-
form gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so be-
handeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen. 

2. Unvollständige oder unrichtige Angaben zu den gefahrerheb-
lichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurückzutreten. 

3. Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die 

unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässi-
ger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

4. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-
rück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig 
oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht. 

5. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

6. Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil 
er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, 
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versi-
cherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden 
die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungs-
periode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in Text-
form kündigen. 

7. Der Versicherer muss die ihm nach Nr. 2 bis Nr. 6 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma-
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der 
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend ge-
machte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklä-
rung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstri-
chen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach Nr. 2 bis Nr. 6 nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtver-
letzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in Nr. 2 bis Nr. 6 genann-
ten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

8. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
 
§ 24 Gefahrerhöhung 

1. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
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Versicherers wahrscheinlicher wären. Eine Gefahrerhöhung 
kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn 
a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 

worden ist; 
b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäu-

des nicht bewohnt oder nicht genutzt wird; 
c) wenn an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt 

werden, die ein Notdach erforderlich oder das Gebäude 
überwiegend unbenutzbar machen; 

d) in einem Gebäude ein Betrieb, gleich welcher Art oder 
welchen Umfangs, verändert oder neu aufgenommen wird. 

Eine Gefahrerhöhung nach Nr. 1 liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Um-
ständen als mitversichert gelten soll. 

2. Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten. 
Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Ver-
sicherer unverzüglich anzeigen. 
Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragser-
klärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Ver-
sicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 
nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

3. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 
Nr. 2 Absatz 1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Beruht die 
Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. Der Versicherer kann nicht kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten hat. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 
nach Nr. 2 Absatz 2 und 3 bekannt, kann er den Vertrag un-
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

4. Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen 
entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absi-
cherung der höheren Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses 
Kündigungsrecht hinzuweisen. 

5. Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 und 4 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 

6. Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so 
hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, 
wenn er seine Pflichten nach Nr. 2 Absatz 1 vorsätzlich ver-
letzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten 
grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen. 
Bei einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 Absatz 2 und 3 hat der 
Versicherungsnehmer bei vorsätzlicher Verletzung der Pflich-
ten keinen Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs-
sen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflichten grob 
fahrlässig, so gilt Nr. 6 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leis-
tungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die 

Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

7. Der Versicherungsschutz bleibt ferner bestehen, 
a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 

Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Ver-
sicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht 
war  oder 

b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war  oder 

c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt. 

 
 
§ 25 Teilkündigung, Teilrücktritt und teilweise Leistungs-

freiheit 

1. Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer im 
Fall der Verletzung vorvertraglicher Anzeigepflichten oder 
der Gefahrerhöhung zum Rücktritt oder zur Kündigung be-
rechtigt ist, nur im Hinblick auf einen Teil der Gegenstände 
erfüllt, die durch den Vertrag versichert sind, besteht ein 
Kündigungs- oder Rücktrittsrecht auch für den übrigen Teil. 
Dies gilt nur, wenn anzunehmen ist, dass der Versicherer für 
diesen Teil allein den Vertrag unter den gleichen Bestim-
mungen nicht geschlossen hätte. 

2. Kündigt der Versicherer den Vertrag teilweise oder tritt er 
von ihm teilweise zurück, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag für den übrigen Teil mit Wirkung spätestens zum 
Ende der Versicherungsperiode, in der die Teilkündigung 
oder der Teilrücktritt des Versicherers wirksam wird, in Text-
form kündigen. 

3. Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherungs-
nehmer im Falle der Gefahrerhöhung seinen Versicherungs-
schutz ganz oder teilweise verliert, nur im Hinblick auf einen 
Teil der Risiken, Gegenstände oder Personen erfüllt, die durch 
einen Vertrag versichert sind, verliert er den Versicherungs-
schutz für den übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn anzunehmen 
ist, dass der Versicherer für diesen Teil allein den Vertrag un-
ter den gleichen Bestimmungen nicht geschlossen hätte. 

 
 
§ 26 Herabsetzung des Beitrages 

Ist wegen bestimmter Gefahrenumstände ein höherer Beitrag 
vereinbart und fallen diese Umstände nachträglich weg, haben sie 
ihre Bedeutung verloren oder wurde ihr Vorliegen vom Versiche-
rungsnehmer nur irrtümlich angenommen, ist der Versicherer 
verpflichtet, den Beitrag zu dem Zeitpunkt herabzusetzen, zu dem 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer den Wegfall meldet. 
 
 
§ 27 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

– Sicherheitsvorschriften – 

Der Versicherungsnehmer hat 
a) alle gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbar-

ten Sicherheitsvorschriften einzuhalten; 
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen die zu-
ständige Behörde in Textform zugestimmt hat, beeinträchti-
gen die Entschädigungspflicht nicht; 

b) die versicherten Sachen, insbesondere Wasser führende 
Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen angebrachte 
Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und 
Mängel oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen; 

c) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend häufig 
zu kontrollieren und alle Wasser führenden Anlagen und Ein-
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten; 

d) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile zu 
beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder alle 
Wasser führenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, 
zu entleeren und entleert zu halten. 
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§ 28 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei und 
nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
a) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 

Schadens zu sorgen; 
b) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen; 

c) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten; 

d) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

e) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum 
unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

f) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeich-
nis der abhandengekommenen Sachen einzureichen; 

g) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen 
unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu doku-
mentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzube-
wahren; 

h) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft 
in Textform zu erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Ver-
sicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ur-
sache und Höhe des Schadens und über den Umfang der 
Entschädigungspflicht zu gestatten; 

i) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann. 
Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche-
rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten ge-
mäß § 28 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

 
 
§ 29 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

1. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu er-
füllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheits-
verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte. 

2. Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegen-
heit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Ob-
liegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, 
ob der Versicherer ein ihm nach Nr. 1 zustehendes Kündi-
gungsrecht ausübt. 

 
 
§ 30 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

1. Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn 
der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tat-
sachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung 
von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gel-
ten die Voraussetzungen des Absatzes 1 als bewiesen. 

2. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vor-
sätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi-
gungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges 
Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versiche-
rungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeifüh-
rung des Schadens als bewiesen. 
Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrläs-
sig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 
 
§ 31 Sachverständigenverfahren 

1. Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in ei-
nem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt 
werden. 

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 

benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be-
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr ge-
nannten Sachverständigen in Textform auffordern, den 
zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite 
Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auf-
fordernde Partei durch das für den Schadenort zuständi-
ge Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung 
durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf 
diese Folge hinzuweisen. 

b) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Be-
ginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen 
als Obmann. Die Regelung unter c) gilt entsprechend für 
die Benennung eines Obmannes durch die Sachver-
ständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so 
wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 

c) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers 
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; 
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Ge-
schäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
ähnlichen Verhältnis steht. 

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 
a) ein Verzeichnis der abhandengekommenen, zerstörten 

und beschädigten versicherten Sachen sowie deren 
nach dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden 
Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falles; in den Fällen von §§ 13 Nr. 2, 14 Nr. 2 ist auch der 
Zeitwert anzugeben. 

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 
c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen; 
d) die nach § 6 versicherten Kosten, den nach § 7 versi-

cherten Mietausfall sowie den nach § 8 versicherten Be-
triebsunterbrechungsschaden; 
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e) den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versicher-
ten Sachen, wenn kein Unterversicherungsverzicht ge-
geben ist. 

4. Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden 
Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sach-
verständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie 
unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die 
streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststel-
lungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und über-
mittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch 
gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachver-
ständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen 
oder sie verzögern. 

5. Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei 
die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obman-
nes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obman-
nes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nach-
gewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachla-
ge erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Fest-
stellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. 

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen-
heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
 
§ 32 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

1. Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs ab-
geschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 
des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspru-
chen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

2. Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 

Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in 
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter 
Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat. 

c) Der Zinssatz beträgt 4 % pro Jahr, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist. 

Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

3. Bei der Berechnung der Fristen gemäß § 32 Nr. 1 und  
Nr. 2 a und b ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in 
dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

4. Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsneh-
mer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, 
dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung si-
chergestellt hat. 

5. Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Ver-
sicherer nach § 32 Nr. 4 geleisteten Entschädigung verpflich-
tet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

6. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange: 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-

nehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 

den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft; 

c) eine Mitwirkung des Hypothekengläubigers gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von  
Hypothekengläubigern nicht erfolgte. 

§ 33 Kündigung nach Versicherungsfall 

1. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 

2. Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spä-
testens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der 
Entschädigung zugegangen sein. 

3. Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Ver-
sicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündi-
gung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ende, der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ih-
rem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
 
§ 34 Kündigung nach Veräußerung 

1. Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer ver-
äußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei 
Immobilien das Datum des Grundbucheintrages) an dessen 
Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigen-
tums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden 
Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 
a) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 

gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt. 

b) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat zu kündigen. 

c) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode in Textform zu kündigen. 

2. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats nach dem Erwerb und der damit verbundenen Eintra-
gung in Abteilung I des Grundbuches, bei fehlender Kenntnis 
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb  
eines Monats ab Erlangen der Kenntnis, ausgeübt wird. 

3. Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag, der 
auf die zur Zeit des Eintritts des Erwerbers laufende Versi-
cherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner. 
Im Falle der Kündigung nach Nr. 1 haftet der Veräußerer  
allein für die Zahlung des Beitrages. 

4. Die Veräußerung der versicherten Sachen ist dem Versiche-
rer durch den Versicherungsnehmer oder den Erwerber un-
verzüglich in Textform anzuzeigen. 
Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 
hätte zugehen müssen und der Versicherer nachweist, dass 
er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag zum Zeit-
punkt der Veräußerung mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 
Abweichend von Nr. 4 Absatz 2 ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung in dem Zeit-
punkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen 
müssen oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelau-
fen war und er nicht gekündigt hat. 

 
 
§ 35 Versicherung für fremde Rechnung 

1. Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 
im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versi-
cherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch 
dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte 
den Versicherungsschein besitzt. 

2. Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den 
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der 
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Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versi-
cherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustim-
mung des Versicherungsnehmers verlangen. 

3. Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungs-
nehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versi-
cherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das 
Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der 
Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Ver-
sicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für 
sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versi-
cherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Reprä-
sentant des Versicherungsnehmers ist. 

4. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder 
ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungs-
nehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war. 

5. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag 
des Versicherten geschlossen und den Versicherten nicht 
darüber informiert hat. 

 
 
§ 36 Mehrere Versicherungsnehmer 

Besteht der Vertrag mit mehreren Versicherungsnehmern, so 
muss sich jeder Versicherungsnehmer Kenntnis und Verhalten 
der übrigen Versicherungsnehmer zurechnen lassen. 
 
 
§ 37 Zurechnung von Kenntnis und Verhalten des Reprä-

sentanten 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 
 
 
§ 38 Gesetzliche Verjährung 

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Ent-
scheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform 
zugeht. 

 
 
§ 39 Zuständiges Gericht 

1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsver-
trag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsneh-
mer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müs-
sen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei 
dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht 
auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versiche-
rungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetra-
gene Partnergesellschaft ist. 

 
 
§ 40 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 

§ 41 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 

1. Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so weit in 
diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für 
den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die 
das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar 
gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle 
gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für die Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Brie-
fes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Er-
klärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Na-
mensänderung des Versicherungsnehmers. 

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung 
der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen gemäß 
Nr. 2 entsprechend Anwendung. 

 
 
§ 42 Bedingungsanpassung 

1. Der Versicherer ist berechtigt, die jeweils betroffenen Bedin-
gungen des Versicherungsvertrages zu ändern, zu ergänzen 
oder zu ersetzen (Anpassung), wenn 
a) sich Änderungen bestehender oder Inkrafttreten neuer 

Rechtsvorschriften unmittelbar auf sie auswirken, 
b) sich die höchstrichterliche Rechtsprechung zu ihnen ändert, 
c) ein Gericht ihre Unwirksamkeit rechtskräftig feststellt oder 
d) sie durch das Versicherungsaufsichts- oder Kartellamt 

durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für mit gelten-
dem Recht nicht vereinbar erklärt werden oder gegen 
Leitlinien oder Rundschreiben dieser Behörden verstoßen. 

2. Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über 
Gegenstand und Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach Vertrags-
schluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer und Kündigung. 

3. Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genannten 
Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde geleg-
te Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung in nicht 
unbedeutendem Maße gestört ist. In den Fällen der Unwirk-
samkeit und der Beanstandung einzelner Bedingungen ist 
die Anpassung darüber hinaus nur dann zulässig, wenn die 
gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten, die 
an die Stelle der unwirksamen oder beanstandeten Bedin-
gungen treten. 

4. Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde 
gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bei 
Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geändert werden (Verschlechterungs-
verbot). Die Anpassung muss nach den Grundsätzen einer 
ergänzenden Vertragsauslegung unter Wahrung der beider-
seitigen Interessen erfolgen. 

5. Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten 
Voraussetzungen für im Wesentlichen inhaltsgleiche Bedin-
gungen des Versicherers, wenn sich die gerichtlichen und 
behördlichen Entscheidungen gegen Bedingungen anderer 
Versicherer richten. 

6. Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss 
von einem unabhängigen Treuhänder überprüft und bestätigt 
werden. Die Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsge-
setzes für die Bestellung eines Treuhänders gelten entspre-
chend. 

7. Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungs-
nehmer in Textform bekannt gegeben und erläutert. Der 
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Versicherungsnehmer kann den Vertrag bis und zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen. 

 
 
§ 43 Übergang von Ersatzansprüchen 

1. Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen 
einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer 
über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Über-
gang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch 
des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er 
bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2. Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder 
ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten 
erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

 
 
§ 44 Kündigung nach Beitragsanpassung / Beitragsanglei-

chung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund einer Anpassungsregelung, 
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, 
kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung 
auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirk-
samwerden der Beitragserhöhung zugehen. 
Das Gleiche gilt, wenn der Umfang des Versicherungsschutzes 
aufgrund einer Anpassungsregelung vermindert wird, ohne dass 
der Beitrag herabgesetzt wird. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht. 
 
 
§ 45 Überversicherung 

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicher-
ten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als 
auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseiti-
gung der Überversicherung die Versicherungssumme mit so-
fortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herab-
setzungsverlangens ist für die Höhe des Beitrages der Be-
trag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben wür-
de, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt 
geschlossen worden wäre. 

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Ver-
mögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 
Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

 
 

§ 46 Mehrere Versicherer 

1. Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die ande-
re Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung 
sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme 
anzugeben. 

2. Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe 
Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer un-
ter den in § 29 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Ein-
tritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versi-
cherung erlangt hat. 

3. Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssum-
men zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus 
anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung 
zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-
versicherung vor. 
Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, des-
sen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versi-
cherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den 
Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versi-
cherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus 
anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für densel-
ben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vor-
liegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus 
allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen, aus denen der Bei-
trag errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung ge-
geben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungs-
grenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus 
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu 
leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungs-
summen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig. 

4. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

5. Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 
Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er 
verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgeho-
ben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung des Beitrages auf den Teilbetrag herabgesetzt 
wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung des Beitrages werden 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versi-
cherer zugeht. 
Die Regelungen nach Nr. 5 Absatz 1 und 2 sind auch anzu-
wenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge 
der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die 
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versi-
cherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und des Beitrages verlangen. 


